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Teil 1

Einführung und Grundlagen

A. Problemaufriss sowie Ziel und Gang der Untersuchung

Die EU-Kommission schlug Anfang Februar 2024 ein weiteres Zwischen-
ziel auf dem Weg zur Klimaneutralität im Jahr 2050 vor.1 Das neue Zwischen-
ziel sieht für das Jahr 2040 „eine Verringerung der Netto-Treibhausgasemis
sionen um 90 % gegenüber dem Stand von 1990“2 vor. Das bisherige für das 
Jahr 2030 vorgesehene Zwischenziel legt eine Reduktion der Netto-Treib
hausgasemissionen um mindestens 55 % gegenüber dem Stand von 1990 fest 
(Art. 4 Abs. 1 UAbs. 1 Verordnung (EU) 2021/11193 – Europäisches Klima-
gesetz –). Um diese Zwischenziele und letztendlich die im European Green 
Deal vorgesehene Klimaneutralität erreichen zu können, muss der Anteil der 
Energie aus erneuerbaren Energiequellen am Bruttoendenergieverbrauch in 
der EU deutlich erhöht werden.4 Die EU einigte sich daher auf einen Anteil 
von mindestens 42,5 % bis zum Jahr 2030 (Art. 3 Abs. 1 UAbs. 1 Richtlinie 
(EU) 2018/20015 – RED III –). Der Anteil liegt europaweit derzeit bei etwa 

1  Vgl. EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regi-
onen vom 06. 02. 2024, Unsere Zukunft sichern, Europas Klimaziel für 2040 und Weg 
zur Klimaneutralität bis 2050 für eine nachhaltige, gerechte und wohlhabende Gesell-
schaft, COM(2024) 63 final. 

2  COM(2024) 63 final (7). 
3  Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. 06. 2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 („Euro-
päisches Klimagesetz“), ABl. 2021 L 243, 1.

4  Vgl. EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen vom 11. 12. 2019, Der europäische Grüne Deal, COM 
(2019) 640 final (6 f.).

5  Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. 12. 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. 
2018 L 328, 82, im Folgenden: RED II (2018), geändert durch Richtlinie (EU) 
2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. 10. 2023 zur Änderung 
der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 
98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und 
zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates, ABl. 2023 L 2413, 1, im Fol-
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23 %.6 Als im Jahr 2022 zu der bestehenden Klimakrise die Energiekrise hin-
zukam, musste die EU jedoch feststellen, dass der bestehende Rechtsrahmen 
für einen beschleunigten Ausbau von Anlagen zur Energieerzeugung aus er-
neuerbaren Energiequellen nicht ausreicht.7 Sie erließ daher in dieser Form 
noch nie dagewesene Rechtsakte, namentlich die Verordnung (EU) 2022/ 
25778 – NotfallVO – und die RED III, die zu Recht als „Paradigmenwechsel 
im Genehmigungsrecht“9, „Revolution im EU-Umweltrecht“10, „Meilenstein 
auf dem Weg der EU-Staaten zur Klimaneutralität“11, „Systembruch mit dem 
geltenden EU-Umweltrecht“12 und „Quantensprung“13 bezeichnet werden. 
Sie stellen eine Abkehr von dem bislang geltenden europäischen Umweltrecht 
dar.14 Die Rechtsakte berechtigen die Mitgliedstaaten bei Projekten im Be-
reich der Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen sowie der damit 
zusammenhängenden Netz- und Speicherinfrastruktur unter gewissen Voraus-
setzungen (gesetzliche Kriterien) von einer UVP abzusehen, um die Genehmi-
gungsverfahren zu beschleunigen. Der europäische Gesetzgeber normierte 
somit erstmals gesetzliche Kriterien, deren Erfüllung seiner Auffassung nach 
zu einem Verzicht auf eine UVP berechtigt. Der Wegfall der UVP-Pflicht 
führt zugleich zu einem Entfall der im UVPG15 vorgesehenen behördlichen 
Vorprüfung16 im Einzelfall.17 Erste Auswertungen zeigen, dass in Deutschland 

genden: RED III, zuletzt geändert durch Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. 06. 2024 zur Änderung der Richtlinien (EU) 
2018/2001 und (EU) 2019/944 in Bezug auf die Verbesserung des Elektrizitätsmarkt-
designs in der Union, ABl. 2024 L 1711.

6  Vgl. Statistisches Bundesamt, Wichtige Indikatoren zu Umwelt und Energie, 
Stand: 25. 07. 2024.

7  Vgl. EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen vom 18. 05. 2022, REPowerEU-Plan, COM(2022) 230 
final (1 f.). 

8  Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. 12. 2022 zur Festlegung eines 
Rahmens für einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien, ABl. 
2022 L 335, 36, konsolidierte Fassung vom 01. 07. 2024, im Folgenden: NotfallVO. 

9  Sailer/Deutinger, EurUP 2024, 70 (84).
10  Ruge, NVwZ 2023, 870 (875). 
11  Lehnert/Traum, ZNER 2023, 457.
12  Ruge, NVwZ 2023, 870 (875). 
13  Kahl/Kaiser, EurUP 2024, 191 (192). 
14  Vgl. Ruge, NVwZ 2023, 870 (875).
15  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekannt

machung vom 18. 03. 2021, BGBl. I 2021 S. 540, zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 23. 10. 2024, BGBl. I 2024 Nr. 323. 

16  Im Folgenden: VP.
17  Vgl. Deutinger/Sailer, Die Beschleunigungsgebiete, S. 33.
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durch den Verzicht auf die Verfahrensschritte Beschleunigungseffekte zwi-
schen einem Jahr und drei Jahren erzielt werden können.18 

Für den Bereich der Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen19 
samt dazugehöriger Netz- und Speicherinfrastruktur besteht folglich ein recht-
licher Rahmen zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. Für Projekte 
jenseits der Anwendungsbereiche der NotfallVO und RED III sowie für Pläne 
und Programme fehlen hingegen entsprechende rechtliche Rahmenbedingun-
gen.20 Die Konzentration der Maßnahmen auf den Bereich der Energieerzeu-
gung aus erneuerbaren Energiequellen samt dazugehöriger Netz- und Spei-
cherinfrastruktur ist vor dem Hintergrund, dass die Treibhausgasemissionen 
im Bereich der Energieerzeugung und -nutzung 75 %21 aller Emissionen in 
der EU ausmachen, in einem ersten Schritt angemessen.22 In einem zweiten 

18  Vgl. EU-Kom, Bericht der Kommission an den Rat zur Überprüfung der Verord-
nung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. 12. 2022 zur Festlegung eines Rahmens für 
einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien vom 28. 11. 2023, 
COM(2023) 764 final (15), die Angaben beziehen sich auf Beschleunigungseffekte 
nach Maßgabe der NotfallVO bzw. der nationalen Umsetzungsvorschriften. 

19  Wind, Sonne – Solarthermie und Photovoltaik –, geothermische Energie, Salzgra-
dient-Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, 
Wasserkraft, Energie aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas gem. Art. 2 Abs. 2 
Nr. 1 RED III.

20  Für den Sektor „energieintensive Industrie“ ist nunmehr der „Rechtsakt zur be-
schleunigten Dekarbonisierung der Industrie“ geplant, der „auf den Erfahrungen auf-
bauen“ soll, die u. a. im Zusammenhang mit der NotfallVO und RED III gemacht 
wurden, EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 
vom 26. 02. 2025, Der Deal für eine saubere Industrie: Ein gemeinsamer Fahrplan für 
die Wettbewerbsfähigkeit und Dekarbonisierung, COM(2025) 85 final (6); siehe auch 
EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäi-
schen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen vom 29. 01. 2025, Ein Kompass für eine wettbewerbsfähige EU, 
COM(2025) 30 final (22); die Bundesregierung beabsichtigt zudem, sich für „Ausnah-
men auf europäischer Ebene im Sinne der EU-Notfallverordnung“ für wichtige Infra-
strukturprojekte einzusetzen, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, Ver-
antwortung für Deutschland, 21. Legislaturperiode, S. 60, abrufbar unter: Koalitions-
vertrag von CDU, CSU und SPD, zuletzt besucht am 10. 01. 2026, im Folgenden: 
CDU, CSU und SPD, Koalitionsvertrag 21. Legislaturperiode; für eine Ausweitung der 
Privilegierungen der RED III auf Rohstoffe als Grundvoraussetzung für die Errichtung 
von nach der RED III bspw. privilegierten Windenergieanlagen und Leitungen Frenz, 
UPR 2025, 281 (289).

21  EU-Kom, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 
vom 14. 07. 2021, „Fit für 55“: auf dem Weg zur Klimaneutralität  – Umsetzung des 
EU-Klimaziels für 2030, COM(2021) 550 final (11).

22  Vgl. Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V. (DIHK), Rückenwind für 
die Transformation: Jetzt schneller planen und genehmigen, DIHK-Positionspapier 

https://www.koalitionsvertrag2025.de/
https://www.koalitionsvertrag2025.de/
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Schritt müssen jedoch sämtliche Wirtschaftsbereiche von beschleunigten Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren profitieren, da die grüne Transformation 
der Wirtschaft weitaus mehr als eine bloße Umstellung des Energieträgers er-
fordert.23 Unternehmen sämtlicher Wirtschaftsbranchen müssen im Rahmen 
des Transformationsprozesses neue Anlagen errichten oder bestehende Anla-
gen ändern.24 Energieintensive Anlagen sind bspw. durch neue ressourcen-
schonende, effiziente und klimafreundliche Anlagen zu ersetzen und Produk-
tionsprozesse auf energiesparende Prozesse umzustellen.25 Einige dieser 
Maßnahmen erfordern zudem die Schaffung von Planungsrecht bspw. durch 
die Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplans.26 Darüber hinaus gibt 
es Vorhaben sowie Pläne und Programme ohne Bezug zur grünen Transforma-
tion der Wirtschaft, deren Planungs- und Genehmigungsverfahren ebenfalls 
einer Beschleunigung bedürfen. 

Jenseits der Anwendungsbereiche der NotfallVO und RED III bleibt es je-
doch bei langwierigen Verfahren.27 Eine Ursache für die Zeitintensität der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren ist die Ermittlung der UVP- bzw. 
SUP-Pflicht von Vorhaben bzw. Plänen oder Programmen durch eine VP.28 
Letztere erfolgt in jedem Einzelfall im Wege einer Einzelfallprüfung.29 Dieses 

2022, S. 3, abrufbar unter: DIHK-Positionspapier: Rückenwind für die Transformation, 
zuletzt besucht am 02. 11. 2024, im Folgenden: Rückenwind für die Transformation. 

23  Vgl. Unternehmensverbände und Gewerkschaften, Gemeinsame Erklärung, Un-
ternehmensverbände und Gewerkschaften fordern ein schlankeres Planungs- und Ge-
nehmigungsrecht, S. 1, abrufbar unter: Microsoft Word  – ENTWURF_BZdI_Erklä 
rung_PuG-Verfahren_2024-07-03.docx (igbau.de), zuletzt besucht am 02. 11. 2024.

24  Vgl. Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes 
NRW, Ökologische Transformation, abrufbar unter: Ökologische Transformation | 
Wirtschaft NRW, zuletzt besucht am 02. 11. 2024.

25  Vgl. DIHK, Rückenwind für die Transformation, S. 3.
26  Vgl. DIHK, Rückenwind für die Transformation, S. 3.
27  Siehe zu den Verzögerungsursachen im Allgemeinen aus dem Blickwinkel der 

Vollzugsbehörden (z. B. Unvollständigkeit der Antragsunterlagen, unzureichende oder 
verspätete fachbehördliche Stellungnahmen, Öffentlichkeitsbeteiligung, Dokumentati-
onspflichten, unzureichende Digitalisierung, Personalmangel, komplexe Rechtsvor-
schriften) sowie mit Blick auf die UVP und VP im Besonderen (Dokumentations-
pflichten, Dopplungen in der Prüfung, unklare Vorschriften des UVPG, Durchführung/
Dokumentation der VP, zu Letzterem: 14 % „sehr stark hemmend“, 33 % „stark hem-
mend“, 45 % „leicht hemmend“, 9 % „nicht hemmend“) die nunmehr veröffentlichten 
Ergebnisse einer Umfrage des Nationalen Normenkontrollrates und des Statistischen 
Bundesamtes Kemper/Leupold, Schneller zur Anlagengenehmigung 2025, S. 15 – 18, 
58. 

28  Vgl. Beckmann, in: FS Erbguth, S. 441 (451); Enders/Krings, DVBl 2001, 1242 
(1245); EU-Kom, Guidance 2017, S. 29.

29  Lediglich 11 % der Befragten in den Vollzugsbehörden sehen in der UVP und VP 
„eine sinnvolle Ergänzung“ des Genehmigungsverfahrens (3 % „stimme voll zu“, 8 % 
„stimme eher zu“) und 74 % der Befragten gaben an, dass der negative Ausgang der 

https://www.dihk.de/resource/blob/76548/bbf690bbabac78f2ded39b57a0a66e99/wirtschaftspolitik-dihk-positionspapier-transformation-data.pdf
https://igbau.de/Binaries/Binary20897/Gemeinsame-Erklaerung-PuGV.pdf
https://igbau.de/Binaries/Binary20897/Gemeinsame-Erklaerung-PuGV.pdf
https://www.wirtschaft.nrw/themen/innovation/transformation/oekologische-transformation
https://www.wirtschaft.nrw/themen/innovation/transformation/oekologische-transformation
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Problem scheint dem deutschen Gesetzgeber bewusst zu sein. Er ergriff daher 
entsprechend seinem im „Koalitionsvertrag 2021 – 2025“30 niedergelegten 
Ziel, die Dauer von Planungs- und Genehmigungsverfahren „mindestens zu 
halbieren“31, bereits vereinzelt Beschleunigungsmaßnahmen, deren Anknüp-
fungspunkt auch die VP war. Hierzu gehören bspw. der Erlass des LNGG32, 
das nicht nur eine UVP, sondern auch eine VP33 entfallen lässt,34 sowie der 
Erlass von Vorschriften, die eine VP nur im Fall einer Betroffenheit eines 
Natura-2000-Gebiets verlangen (§§ 14c Abs. 2, 14d Abs. 2, Nr. 19.1.5 Anl. 1 
UVPG). Die bislang ergriffenen Maßnahmen sind jedoch lediglich punktuel-
ler Natur. 

Zielführender zur Beschleunigung der Verfahren erscheint die Ersetzung 
einer VP durch eine Festlegung gesetzlicher Kriterien zur Bestimmung UVP-
freier Vorhaben bzw. SUP-freier Pläne und Programme.35 Der Gesetzgeber 
bestimmt bei dieser Methode mithilfe gesetzlicher Kriterien Arten von Vor
haben bzw. Plänen oder Programmen, die seiner Auffassung nach vsl. keine 
erheblichen Umweltauswirkungen haben und daher keiner UVP bzw. SUP 
bedürfen. Die Festlegung gesetzlicher Kriterien jenseits der Anwendungsbe-
reiche der NotfallVO bzw. RED III ist jedoch dadurch erschwert, dass diese 

VP bei Änderungsvorhaben regelmäßig im Vorfeld bereits feststehe, Kemper/Leupold, 
Schneller zur Anlagengenehmigung 2025, S. 57 – 61.

30  SPD/BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN/FDP, Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und den Freien Demokraten (FDP), Mehr Fortschritt wagen, Bündnis für Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Nachhaltigkeit, abrufbar unter: Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für 
Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit (spd.de), zuletzt besucht am 02. 11. 2024, im 
Folgenden: SPD/BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN/FDP, Koalitionsvertrag 20. Legislatur-
periode.

31  SPD/BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN/FDP, Koalitionsvertrag 20. Legislaturpe
riode, S. 10.

32  Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Be-
schleunigungsgesetz – LNGG) vom 24. 05. 2022, BGBl. I 2022 S. 802, zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 03. 07. 2024, BGBl. I 2024 Nr. 225.

33  Vgl. BVerwG, U.  v.  25. 04. 2024,  – 7 A 9/23  –, juris Rn. 16; BVerwG, B. v. 
12. 09. 2023, – 7 VR 4/23 –, juris Rn. 9.

34  Siehe auch Kahl/Kaiser, EurUP 2024, 191 (194 f., 204); Zschiesche/Grünberger, 
NuR 2024, 505 (509 f.); das BVerwG bestätigte bereits die Europarechtskonformität 
des § 4 LNGG, vgl. BVerwG, U. v. 22. 06. 2023, – 7 A 9/22 –, juris Rn. 23.

35  39 % der Befragten in den Vollzugsbehörden sehen in einer Standardisierung der 
VP durch die „Bereitstellung einer Checkliste“ ein Beschleunigungspotenzial (25 % 
„sehr stark“, 32 % „stark“, 34 % „leicht“), Kemper/Leupold, Schneller zur Anlagenge-
nehmigung 2025, S. 60 f.; zwar handelt es sich bei der Methode einer Festlegung ge-
setzlicher Kriterien um eine hiervon abweichende Methode, jedoch führt diese eben-
falls zu einer Standardisierung.

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf



